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in Form von Unterhalt zwischen Verwandten gesetzlich gere­
gelt. Der Unterhaltsanspruch für minderjährige Kinder hängt 
in jedem Fall von der Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtig- 
ten sowie von der Leistungsfähigkeit, d, h. den Vermögens­
und Einkommensverhältnissen des Unterhaltsverpflichteten ab.

Verfügt ein unterhaltsverpflichteter Beschuldigter über aus­
reichende, nicht der Einziehung unterliegende finanzielle 
Mittel, so kann er, sofern nicht bereits anderweitige Rege­
lungen, wie z. B. ein Kontenauftrag, getroffen v$ir<|en, der 
Unterhaltspflicht unter Einbeziehung sei_ne.srWe‘rteidigers 
nachkommen. Entsprechende Maßnahmen werden vom Untersuchungs- 
organ mit dem Beschuldigten fg&Msiß § 129"S t PO besprochen, und 
für ihre Durchführung- wird'Sorge'getragen.
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In den Fällen, in. denen ein Beschuldigter nicht über entspre­
chende finanzielle Mittel verfügt, kann er gemäß § 22 (1) FGB 
eine Herabsetzung des Unterhaltes beantragen, da er aufgrund 
seiner Inhaftierung zeitweilig über kein Einkommen verfügt. 
Obwohl im Kommentar des FGB im. Zusammenhang hiermit eine 
Freiheitsstrafe ab etwa 3echs Monaten erwähnt ist, läßt sich 
diese Regelung auch bei längerer Untersuchungshaft anwenden.
Im § 371 (1) StPO ist im Zusammenhang mit Fragen der Haftent­
schädigung die Möglichkeit der Unterstützung von Unterhalts­
berechtigten während der Inhaftierung der Unterhaltsverpflich­
teten durch den Rat der Stadt, des Stadtbezirks oder die Ge­
meinde aufgeführt. Es sollte daher von Fall zu Fall unter 
Einbeziehung der genannten örtlichen Vertretungen und mit 
den Organen der Jugendhilfe durch den Staatsanwalt bezie­
hungsweise das Gericht geklärt werden, inwieweit diese Mög­
lichkeit angewandt werden kann. Im Gesetz über die örtlichen 
Volksvertretungen und ihre Organe in der Deutschen Demokra­
tischen Republik vom 12. 07. 1973 heißt es Im Zusammenhang 
damit in § 67 (2) :


